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Kindesvermögen – Rechte und Pflichten der Eltern – Vertretungsbeistandschaft für den kauf einer Wohnung?

1. Ausgangslage und Fragestellung

Die Eltern eines mündigen Sohnes und einer unmündigen, 15-jährigen Tochter, wollen ein Haus bauen. Die beiden Eltern und die beiden Kinder sollen je Eigentümer einer Wohnung werden. Die Wohnung der unmündigen Tochter im Wert von ca. Fr. 540'000.- soll mit deren vorhandenem Kindesvermögen und einer Hypothek im Umfang von ca. Fr. 400'000.- zu ihren Lasten finanziert werden. Der Vater erklärt sich bereit, falls nötig, für die Hypothekarzinsen der Tochter aufzukommen.
Die Vormundschaftsbehörde erkundigt sich,
- ob für die unmündige Tochter eine Vertretungsbeistandschaft zu errichten sei,
- ob die VB die allenfalls erforderliche Zustimmung zu diesem Geschäft direkt geben könnte,
- ob es überhaupt einer Mitwirkung der VB bei diesem Rechtsgeschäft bedürfe.

2. Erwägungen

Die Eltern haben das Recht und die Pflicht, das Kindesvermögen zu verwalten solange das unmündige Kind unter ihrer elterlichen Sorge steht (Art. 318 Abs. 1 ZGB).

Die Verwaltung wird von den Eltern in eigener Verantwortlichkeit ohne behördliche Weisung und Zustimmung ausgeübt. Doch gilt auch für die Kindesvermögensverwaltung Art. 301 Abs. 2 ZGB, wonach die Eltern in wichtigen Angelegenheiten auf die Meinung des Kindes Rücksicht zu nehmen haben. Sie haben namentlich das urteilsfähige Kind allmählich in die Verwaltung seines Vermögens einzubeziehen (BSK-Breitschmid, N 7, Art. 318 ZGB).

Die Eltern können in eigenem Namen sämtliche Handlungen tätigen, welche die Substanz-erhaltung und angemessene Mehrung des Kindesvermögens erfordert. Sie sind dabei nicht an die Bestimmungen des Vormunds über die Vermögensanlage (Art. 398-404 ZGB) gebunden. Die Struktur des Kindesvermögens ist auf die Bedürfnisse des Kindes auszurichten. Dies erfordert, je nach Alter angemessene Liquidität im Blick auf Ausbildungs- und Ausstattungs-bedürfnisse (BSK-Breitschmid N 9 Art. 318 ZGB).
Das Kindeswohl ist somit wie in anderen Bereichen der elterlichen Sorge auch bei der Vermögensverwaltung Richtschnur und Grenze für das Handeln der Eltern in Vertretung des Kindes. Wird das Kindesvermögen durch die Art der Vermögensverwaltung der Eltern gefährdet und erhält die Vormundschaftsbehörde davon Kenntnis, greift der Kindesver-mögensschutz nach Art. 318 Abs. 3 und 324 und 325 ZGB.

Ausserdem erfordert eine auch nur abstrakte Interessenkollision die Bestellung eines Ver-tretungsbeistands nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB. Eine solche ist jedoch nicht schon gegeben, wenn Eltern Kindesvermögen in einer Liegenschaft deren Eigentümer das Kind ist, anlegen. Die Behörde prüft die Frage, ob eine abstrakte Interessenkollision gegeben ist, unter Wür-

digung aller Umstände. Der Entscheid ist in gewissen Fällen Ermessensentscheid, in anderen Fällen ist die Beistandsbestellung zwingend (z.B. bei der Anfechtung der Vaterschaft durch das urteilsunfähige Kind nach Art. 256 ZGB) (BSK- Langenegger, N 28 Art. 392 ZGB).
Die Anlage von Kindesvermögen in Grundstücken als Kapitalanlage ist grundsätzlich zulässig. Diese Form der Anlage bietet in der Regel grosse Sicherheit und ist unabhängig von der Geldentwertung. Sie setzt allerdings voraus, dass der Wert der Liegenschaft dem inves-tierten Kapital entspricht und nicht nur kurzfristig, sondern auf Dauer rentiert. Dies ist nur möglich, wenn die Vermietung zu einem entsprechenden Mietzins möglich ist. Die mögli-cherweise im Vergleich mit anderen Vermögensanlagen höhere Rendite wird ev. mit mangelnder Liquidität erkauft. Die Umwandlung einer Liegenschaft in Bargeld ist kaum kurzfristig oder dann oft nur mit Verlust möglich. Diese Überlegungen sind namentlich bei der Anlage von Kindesvermögen bei Jugendlichen von Bedeutung, deren Ausbildung ansteht. Sind die Eltern bereit und in der Lage für die Ausbildungskosten im Rahmen ihrer Unterhalts-pflicht auch über die Mündigkeit hinaus aufzukommen, kann eher eine langfristige Vermö-gensanlage in Liegenschaften in Betracht gezogen werden, als wenn der Jugendliche für Ausbildungszwecke auf dieses Vermögen angewiesen ist (vgl. dazu die Ausführungen von Caviezel, die Vermögensverwaltung durch den Vormund, Diss. Freiburg 1988, S. 209 ff., die sinngemäss herangezogen werden können).
Gegen die Belastung des Kindesvermögens mit einem Hypothekarkredit ist ebenfalls nichts einzuwenden, wenn dieser durch den Wert der Liegenschaft gedeckt ist. Da eine 15-jährige Jugendliche aber über kein Einkommen verfügen dürfte, mit dem sie im Falle der Nicht-vermietung der Liegenschaft die anfallenden Hypothekarzinsen bezahlen könnte, sind die Eltern zu verpflichten, nötigenfalls für diese Kosten aufzukommen.
Schlussfolgerungen

Solange und soweit die Eltern das Kindesvermögen in den erwähnten Schranken des Gesetzes verwalten und im wohl verstandenen Interesse des Kindes handeln sowie die Tochter vor all-fälligen Belastungen durch nicht gedeckte Hypothekarzinsen schützen, hat die Vormund-schaftsbehörde nicht einzugreifen. Wenn sie Anhaltspunkte dafür hat, dass die Eltern mit der Art der Kindesvermögensverwaltung das Kindesvermögen gefährden oder das Kind nicht altersgemäss in die Verwaltung einbeziehen bzw. seinen Willen missachten. In diesem Fall stehen ihr die Massnahmen nach Art. 318 Abs. und 324/325 ZGB zur Verfügung.
Eine Interessenkollision im Sinne von Art. 306 Abs. 2 ZGB ist im vorliegenden Fall nicht ersichtlich, weshalb auch keine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu errichten ist.
Es ist auch keine Zustimmung der Vormundschaftsbehörde zum Kauf der Wohnung erforderlich, weil die Bestimmungen von Art. 421 und 422 ZGB auf die Inhaber der elterlichen Sorge keine Anwendung finden (BSK-Geiser, N 11 Art. 421/422 ZGB).

Im Interesse der Klarheit für die Eltern und zum Schutz der Vormundschaftsbehörde, empfiehlt es sich, eine angemessene Prüfung des Sachverhalts vorzunehmen und protokol-larisch und in Briefform an die Eltern festzuhalten, dass diese im Rahmen der oben angestell-ten Erwägungen zu diesem Rechtsgeschäft ermächtigt sind.
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